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KONTAKT 

Redaktion der Antifaschisti¬ 
schen Aktion: 

red. afa@gmx. at 

VERKAUF 

Die Antifaschistische Akti¬ 
on kann man in den folgen¬ 
den Buchhandlungen kaufen: 

ÖGB Verlag Buchhandlung 
Rathausgasse 21 
1010, Wien 

Lhotzkys Literaturbuffet 
Taborstr. 28/Eing. 
Rotensterngasse 2 
1020, Wien 

Librerfa Utopia - radical 
bookstore vienna 
Preysinggasse 26-28 
1150 Wien 

Buchhandlung Alex 
Hauptplatz 21 
4020 Linz 

Buchhandlung Liber 
Wiederin 
Eierstraße 6 
6020 Innsbruck 

LESE-EXEMPLARE 

Arbeiterkammerbibliothek 
Wienerstraße 7 
7000 Eisenstadt 

Cafe Gagarin 
Garnisonsgasse 24 
1090 Wien 

Cafe Derwish 
Lerchenfelder Gürtel 29 
1160 Wien 

Kulturverein w23 
Wipplingerstrasse 23 
1010 Wien 

ABO 

Es gibt die Möglichkeit die 
Antifaschistische Aktion 11 
Mal im Jahr per Post direkt 
nach Hause zu bekom¬ 
men! 

Kosten: 20 Euro 
Bestellung an: 
red.afa@gmx.at 

Die Antifaschistische Aktion 
erscheint monatlich, jeweils 
zur Monatsmitte. 



Liebe Leserinnen, 

manche von uns sehen vielleicht mit etwas Skepsis in das kommende Jahr 2018. Die neue 
Regierung; die aus den aggressivsten Vertretern der kapitalistischen Ordnung besteht; hat 
ein Programm bestehend aus einer ganzen Reihe von bevorstehenden Angriffen auf die 
Mehrheit der Bevölkerung vorgelegt und ihre liebsten Feinde sind Leute wie wir , 
Arbeiterinnen, Antifaschistinnen und Revolutionäre. Davon darf sich jedoch niemand in 
Unruhe bringen lassen, wenn wir uns die Entwicklungen im letzten Jahr 2017 anschauen, 
dann gibt es wirklich keinen Grund für Skepsis oder Schwankungen. 

2017 war das Jahr einer wieder aufflammenden Massenbewegung. Insgesamt sind alleine in 
den letzten Wochen beinahe 100.000 Antifaschistinnen und demokratisch gesinnte Teile der 
Bevölkerung gegen die neue Regierung auf die Straße gegangen und haben ihren Willen und 
ihre Bestrebungen gezeigt diesen Kampf weiterzuführen um die Angriffe des Kapitals 
zurückzuschlagen. 

Große Teile der Massen die sich in diesen Kämpfen beteiligen suchen nach Orientierung und 
nach Antworten, welche nach einer kämpferische Orientierung in der Antifaschistischen 
Bewegung verlangen und die vor allem nach Führung im Kampf verlangen. Die Aufgabe jedes 
kämpferischen Antifaschisten wird es dabei im kommenden Jahr sein, keine Idealisierung 
des Alten zu predigen, sondern diese neue Regierung als Anlass dafür zu nehmen, in den 
Köpfen und Fierzen eines jeden ehrlichen Antifaschisten die Flamme für den Kampf um eine 
neue und proletarische Ordnung zu entzünden. Die Grundlage für eine gute und 
kämpferische Entwicklung des Antifaschismus wurde schon in den letzten Jahren gelegt, 
jeder bewusste Antifaschist trägt nun die Verantwortung fest auf diesem Boden zu stehen 
und sich eng mit den Massen zusammenzuschließen! 

Voller Zuversicht, voller revolutionärem Optimismus können wir ins neue Jahr 2018 
schreiten, denn eines ist sicher, es wird ein großes Kampfjahr! 

Hoch die internationale Solidarität! 

Tod dem Faschismus! Freiheit dem Volk! 

Redaktion der Afa 
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Heraus zur Demo! Reiht euch ein in die 
Reihen des kämpferischen 
Antifaschismus! 

Die ersten antifaschistischen Kämpfe dieses Jahr haben schon begonnen. Diese 
richteten sich gegen die Angriffe der neuen Regierung. In Oberösterreich gab es bereits 
große Aktionen (mit bis zu 2.000 Leuten) gegen die Politik der schwarz-blauen Landes¬ 
regierung, in vielen anderen Bundesländern folgten Demos gegen die neue Bundes¬ 
regierung und nicht zuletzt die Großdemonstration in Wien, mit bis zu 70.000 
Demonstrantlnnen. 

Nun folgen die „traditionellen“ Demonstrationen gegen die Burschenschafter-Bälle, 
wo wir es als Antifaschistinnen vor allem verstehen müssen, den aktuellen Aufschwung 
in der antifaschistischen Bewegung fortzuführen. 

In Linz findet am 3. Februar der Ball der "Christ-Sozialen Burschenschafter" statt, wo 
sich die Eliten aus Wirtschaft, Politik und Bildung treffen und vernetzen. Wir müssen 
den Schwung von der Großdemo weiterführen, denn das sind genau die selben 
Kreaturen die diese Politik der Herrschenden verteidigen und weiterführen werden 
auf Kosten der untersten Teile der Bevölkerung. 

Wir, die „Initiative Stahlstadt gegen Faschismus“ rufen euch auf, den Protest, die Käm¬ 
pfe weiterzuführen und am 3. Februar gemeinsam mit aller Kraft gegen welche der 
reaktionärsten Vertreter der herrschenden Ausbeuterordnung zu demonstrieren! Im 
vergangenen Jahr konnten bei den antifaschistischen Protesten in Linz viele Siege er¬ 
rungen werden, dem kämpferischen Antifaschismus konnte ein lebendiger Ausdruck 
gegeben werden und neue Leute wurden für die Kämpfe mobilisiert. Das schaffte 
gute Voraussetzungen an die wir bei den diesjährigen Protesten anknüpfen müssen. 
Gehen wir am 3. Februar auf die Straße, nehmt eure Kolleginnen und Freundinnen 
mit und lasst uns gemeinsam gegen Faschismus kämpfen - unter der Parole: „Stahl¬ 
stadt kämpft - gegen Faschismus!“ 



* Die Initative „Stahlstadt gegen Faschismus“ gründete sich im Oktober 2016 anläss¬ 
lich der Proteste gegen den Faschistenkongress der „Verteidiger Europas“ 


Demonstration gegen den Burschenschafterball 
und Schwarz-Blau in Linz: 

Samstag, 3. Februar 

Treffpunkt: 16:30 am Pfarrplatz (Nähe Hauptplatz) 


Gudenus und Strache von 
Faschisten mit Orden 
ausgezeichnet 

Am 9. Jänner 1992, drei Monate vor Be¬ 
ginn des Bosnien-Kriegs, hatten serbis¬ 
che Nationalisten die "Republik des 
Serbischen Volkes" in Bosnien aus¬ 
gerufen. 

Strache und Gudenus wurden dieses 
Jahr am 9.01. zum Nationalfeiertag der 
"Republika Srpska" in Bosnien mit Or¬ 
den ausgezeichnet. 

Gudenus für den "Einsatz und die außer¬ 
ordentlichen Verdienste bei der Festi¬ 
gung des Friedens Zusammenarbeit 
zwischen Österreich und der Republika 
Srpska" und Strache bekam seinen für 
"besondere Förderungen und Festigung 
der Zusammenarbeit und der politischen 
Beziehungen." Überreicht wurden die 
Orden von Dodik, einem Kriegsveter¬ 
anen, welcher an den Morden von 
tausenden Muslimen beteiligt war. 

Zweiter Faschistenkongress 
der „Verteidiger Europas“ 
im März 2018 

Die selbsternannten „Verteidiger Euro¬ 
pas“ wollen sich in diesem Jahr im März 
wieder versammeln. Nun wurde berichtet, 
dass die diesjährige Veranstaltung der 
Faschisten möglicherweise im Schloss 
Aistersheim, Bezirk Grieskirchen - Haus¬ 
ruckviertel (OÖ), stattfinden wird. 

Das Schloss ist im Privatbesitz. Der Ver¬ 
walter des Schlosses, Heinrich Birnleitner, 
ist Ersatzmitglied für die FPÖ im Ge¬ 
meinderat Aistersheim. Auf der „Info- 
Direkt“ Facebook-Seite wurde der Ver¬ 
anstaltungsort so beschrieben: „Der 
Veranstaltungsort versinnbildlicht den 
wehrhaften Charakter Europas und bringt 
zum Ausdruck, was „Patrioten für ganz 
Europa fordern: Sichere Grenzen“!“ Auf 
der Homepage der „Verteidiger Euro¬ 
pas“ selbst ist der Ort nicht bestätigt, je¬ 
doch wird offiziell nach Oberösterreich 
eingeladen. 

Im Jahr 2016 wurde der erste Kongress 
der Faschisten „Verteidiger Europas“ in 
den Redoutensälen der Stadt Linz abge¬ 
halten. Die Proteste waren groß. 2000 
Menschen gingen auf die Straße und 
protestierten gegen die Faschisten. 
Auch in diesem Jahr muss breit für ein¬ 
en Gegenprotest mobilisiert werden. 
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ANTIREPRESSION 


BERICHT ■ LESERBRIEF 


Veranstaltung: 40 Jahre imperialistische 
Invasion in Afghanistan 


Am 26.12.2017 fand in Graz eine Ver¬ 
anstaltung zu 40 Jahre imperialistischer 
Krieg in Afghanistan statt. Mehr als 40 
Menschen, großteils afghanische 
Staatsbürger jeden Alters, nahmen am 
Infoabend teil und hörten 2,5 Stunden 
gebannt zu. Thematisiert wurde der 
Angriff des sowjetischen Sozialimperi¬ 
alismus unter Breschnew, der Wider¬ 
stand der afghanischen Bevölkerung 
gegen die Besatzung sowie der Krieg 
der USA gegen Afghanistan, der mit 
dem „Krieg gegen den Terror“ und den 
Ereignissen des 11. September 2001 le¬ 
gitimiert werden sollte. Millionen 
Afghanen und Afghaninnen kosteten 
diese Raubzüge ihr Leben. Unter an¬ 
derem wurde auch darüber informiert, 


warum Afghanistan für die Imperalisten 
so lukrativ ist. 

Abschließend wurde auf die derzeitige 
Situation der Afghanen in Österreich 
eingegangen und einige geplante Ge¬ 
setzesänderungen genannt, die die 
neue schwarz-blaue Regierung für Mi¬ 
granten und Asylwerber plant. Die Ver¬ 
anstaltung wurde auf Deutsch und Dari 
(Persisch) gehalten und erhielt sehr 
großen Zuspruch, und war ein guter 
Auftakt für weitere antiimperialistische 
Aktionen und Veranstaltungen. 

Nieder mit dem Imperialismus! 
Freiheit für Afghanistan! 


Hetze gegen Neujahrs-Baby 

Ein neugeborenes Kind wird wegen seinen 
muslimischen Eltern zum Opfer rassistischer 
Hetze im Netz. Das Foto vom Kind mit sein¬ 
en Eltern wurde zu Neujahr von einer Zei¬ 
tung gemacht und in den "Massenmedien" 
veröffentlicht. Darauf folgten wiederwärtige 
Kommentare die rassistisch, ignorant und 
hetzerisch waren. Anscheinend haben 
Rassisten zu Neujahr auch nichts besseres 
zu tun als Kommentare wie "Nächster Ter¬ 
rorist ist geboren" oder "Wieder Inzucht" an 
einem Neugeborenen auszulassen. 

Einige Organisationen drohen den Spaß der 
Rassisten in den sogenannte sozialen Medi¬ 
en durch rechtliche Schritte zu stoppen. Das 
Problem wird damit aber in keiner Weise be¬ 
hoben. Das wahre Problem hier der 
Rassismus als eine Methode zur Spaltung 
der Bevölkerung. Wer am meisten darunter 
leidet sind die untersten Schichten, die 
tagtäglich damit konfrontiert werden. 

Diese Methode findet in sogenannte sozialen 
Medien aber nur ihren Ausdruck und ist nicht 
ein "Internetproblem". Vor allem ist es die 
Politik des österreichischen Staates, die diese 
Hetze vorantreiben und überhaupt ermög¬ 
lichen. 

Wer ist aber aktiv daran beteiligt, dass so 
ein Verhalten zu etwas normalem wird? Wer 
erlässt Gesetze, die so ein Verhalten bekräfti¬ 
gen? Wer erlässt Gesetze, die direkt gegen 
Muslime gerichtet sind? Wer hat die Macht 
so was überhaupt in die Wege zu leiten? Der 
österreichische Staat ist der Motor hinter 
diesem Rassismus. Als die Mutter des Kindes 
wegen den Hasspostings befragt wurde, gab 
sie die entkräftete Antwort, dass sie "sow¬ 
ieso nichts ändern könne". Ihr Kommentar 
spiegelt die Meinung von einigen Muslimen 
wieder, die sich aus der immer schlimmer 
werdenden Situation für Muslime im Land 
entwickelt. Doch dagegen regt sich 
Widerstand. Viele Teile der Bevölkerung 
setzten sich dagegen zur Wehr, solidarisieren 
sich mit der Familie des Kindes oder werden 
aktiv im Kampf gegen antimuslimischen 
Rassismus. Immer offensichtlicher drängt 
die Aufgabe, dass sich die Muslime und alle 
antirassistischen Leute zusammenschließen 
und Zusammenhalten. Es braucht eine 
kräftige Organisation um Rassismus erfol¬ 
greich abzuwehren und zu bekämpfen. Al¬ 
leine kann man nicht viel bewirken, aber 
gemeinsam sind wir stark! 

Organisiert euch und schlagt Rassismus 
zurück , wo ihr ihn findet! 
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Überwachung zu Silvester 

Unter anderem in Wien und Innsbruck wurde massive Überwachung für die 
Silvesterfeier durchgesetzt. Mit Betonblöcken zum Schutz vor Terroranschlä¬ 
gen mittels LKW’s wurde die Terrorgefahr in den Vordergrund gestellt. Sil¬ 
vester musste mit einem Klima der Angst begleitet werden. 

Die sexuellen Übergriffe vor zwei Jahren wurden damals dermaßen von der 
Politik und den bürgerlichen Medien gepuscht, dass sie auch heuer wieder 
dazu dienten solche enormen Formen der Überwachung zu rechtfertigen. 
So wurden Kontrollstellen und Videoüberwachung ausgeweitet, Beamte in 
Zivil, die mit Bodycams ausgerüstet waren schwärmten aus, die Polizei rief 
die Bevölkerung dazu auf alle Vorfälle, und sogar den bloßen Verdacht auf 
Straftaten zu melden. Durch dies versucht die Staatsgewalt das spießbürger¬ 
liche Spitzelwesen voran zu treiben. 

Uns muss klar sein, dass mit Schwarz-Blau ein Kurs der Herrschenden zum 
Ausdruck gebracht wird, wo der Faschismus immer offener hervortritt. Umso 
mehr gilt: Macht euch nicht zum Spitzel, kein Wort bei der Polizei, keine 
Zusammenarbeit mit der Polizei! Lasst euch nicht einschüchtern! 
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Interview mit einer Aktivistin von der Initiative 
"der Tourismus würgt" (Tirol) 


Wir haben in den letzten Ausgaben des Afa- 
Infoblatt schon einiges über die Auswirkun¬ 
gen des Tourismus in Tirol berichtet , aber 
kannst du unseren Leserinnen noch ein¬ 
mal kurz die Lage schildern? 

Aktivistin: Die Situation ist diese, in Tirol 
ist der Tourismus die dominierende Sparte 
in der Wirtschaft, er alleine macht 17% 
des BIP aus, der Schnitt in Österreich ist 
bei 5%. Sowie man es auch in den ander¬ 
en Sparten sehen kann, ist auch der Tour¬ 
ismus stark monopolisiert. Für einige 
Wenige ist es eine Goldgrube, doch für 
den allergrößten Teil der Tiroler Bevölker¬ 
ung bedeutet er Ausbeutung und Unter¬ 
drückung, es ist die Hölle. 

Wie drückt sich das aus? 

Aktivistin: Die Auswirkungen des Touris¬ 
mus sieht man überall. (...) Die Arbeit im 
Tourismus ist an die Saisonszeiten ge¬ 
bunden. Während in der Hauptsaison die 
60 Stunden Woche schon lange Alltag ist 
und noch überschritten wird, bedeutet es 
in der Nebensaison für große Teile 
Arbeitslosigkeit. In den Tourismushoch¬ 
burgen, wie Kitzbühel oder Landeck steigt 
sie auf 20%. Besonders betrifft das die 
Frauen, wo die Zahl der Arbeitslosen auf 
25% ansteigt, also jede vierte Frau ist das 
halbe Jahr ohne Arbeit. 

Wie sieht es außerhalb der Arbeit aus? Wie 
ist der Tourismus sonst im alltäglichen 
Leben bemerkbar? 

Aktivistin: Besonders die Mietpreise sind 


absurd hoch, es wird immer unleistbarer, 
direkt in Innsbruck zu wohnen. Hier ist 
Innsbruck unter den Landeshauptstädten 
eindeutig die teuerste. Dasselbe gilt auch 
für die ganzen Öffis, sowie auch bei den 
Preisen für die verschiedenen Freizeit¬ 
möglichkeiten die gegeben sind. (...) Als 
leidenschaftliche Skifahrerin würde ich 
gerne mehr Zeit auf den schönen Bergen 
verbringen, doch ist das einfach nicht mehr 
möglich, wenn die Preise für ein Tagestick¬ 
et bei rund 50€ liegen. Die Preise sind 
genauso absurd hoch wie auch die Invest¬ 
itionen in die Erschließung neuer Skigebi¬ 
ete, Lifte, Verbindungen, für die 
Kunstschneebeschneiung und soweiter. 
Hier gibt es keinen Halt! Die Zerstörung 
der Umwelt und Natur spielt bei den 
Profitinteressen der Herrschenden natür¬ 
lich keine Rolle. (...) 

Sehr gut, dass diese Initiative nun 
entstanden ist! Wie schaut euer Plan für 
die nächste Zeit aus? 

Aktivistin: Vollkommen richtig, es war al¬ 
lerhöchste Zeit, dass sich Personen zusam¬ 
menschließen und aktiv werden. Um sich 
konsequent für die Rechte der arbeitenden 
Bevölkerung einsetzen zu können, ist für 
uns die Unabhängigkeit von jeder staat¬ 
lichen Institution eine Grundvorausset¬ 
zung. Wir werden in nächster Zeit mehrere 
Infoabende bzw. Stammtische zu ver¬ 
schiedenen Themen abhalten. Weiters 
werden wir auf der Straße agitieren um 
eine möglichst breite Teile der Bevölker¬ 
ung zu erreichen und weitere Arbeit zu 
entwickeln. 



Immer mehr Schwerverletzte 
beim Skifahren 

Skifahren kostet nicht nur immer 
mehr, sondern bringt auch immer 
mehr Schwerverletzte. Schuld daran, 
ist unter anderem Kunstschnee, der 
die gepresste Piste extrem hart macht. 
Die Schiausrüstung und Technik spielt 
ebenso eine Rolle, einerseits gibt es 
Helme und Protektoren die vor Verlet¬ 
zungen schützen, andererseits jedoch 
führt neue Technik auch zu immer 
höheren Geschwindigkeiten auf den 
Pisten, was Unfälle schlimmer ausfal- 
len lässt. Zuletzt noch der wichtigste 
Grund: Skifahren ist wirklich teuer ge¬ 
worden! Kaum jemand kann es sich 
leisten regelmäßig Skifahren zu gehen, 
daher gibt es viele ungeübte und un¬ 
vorbereitete Sportler auf der Piste. 
Kauft man sich ein Tagesticket, will 
man es auch ausnützen und so gehen 
viele Leute natürlich auch über ihre 
Grenzen. Profit steckt nicht unwesent¬ 
lich dahinter, dass der Volkssport 
Nummer Eins, den sich die Meisten 
nicht mehr leisten können, Schwerver¬ 
letzte hervorruft! 

Olympia nun in Südtirol? 

Nachdem sich die Tiroler Bevölkerung 
vor allem in den Städten klar gegen 
Olympia ausgesprochen hat, wird nun 
ein neuerlicher Versuch gestartet diese 
doch in der Region auszutragen. 
Nämlich mit einer gemeinsamen 
Kandidatur von Südtirol, Trentino, 
Venetien, Friaul-Julisch Venetien und 
Tirol - und unter einem neuen „Motto": 
Erhalt der Wintersportarten. 

Das zeigt, dass ein Kreuzerl auch bei 
einzelnen Fragen, wie der Abstimmung 
über die Olympiade, keine Lösung 
bringt. Die Abstimmung hat nicht die 
Olympiade mit allen schlechten 
Auswirkungen auf die Bevölkerung und 
die Umwelt verhindert - sondern 
lediglich den Ort verschoben! 
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Korrespondenz aus dem Betrieb 
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Korrespondenz aus der Post 

12-Stunden-Tag ist jetzt ge¬ 
setzlich legitimiert! 


Bei uns in der Post ist schon jetzt ein 12-Stunden-Tag 
keine Seltenheit, obwohl wir nach 10 Stunden nicht 
mehr versichert sind und die Überstunden auch meist 
nicht ausbezahlt werden (Durchrechnungszeitraum), 
wird von uns erwartet solange zu bleiben bis „wir fer¬ 
tig sind“. 

Jetzt hat die Regierung das auch noch gesetzlich ver¬ 
ankert, was bis jetzt „illegal" gemacht wurde, und auch 
schon öfter eingeklagt worden ist. So kann auch gut 
Personal eingespart werden: wenn viele Kranken¬ 
stände oder viel Post ist, dann müssen wir einfach 
12-Stunden arbeiten und sie brauchen weniger Arbei¬ 
terinnen bezahlen! Die Chefs wollen, dass wir arbeiten 
wann und wie lange sie uns brauchen, und dass sie 
keine Überstunden bezahlen müssen - das hat ihnen 
die Regierung nun erfüllt! 

Jetzt in der Weihnachtszeit haben wir oft so lange 
gearbeitet, und man sieht: viele werden krank und 
einige hatten Unfälle, weil wir bei Minusgraden und 
Schnee und oft mit dem Moped unterwegs sind. Jede 
weitere Arbeitsstunde erhöht dieses Risiko! Jetzt schon 
haben wir kaum Möglichkeiten irgendwelche Termine 
(Arzt, Wohnung,...) zu machen oder regelmäßigen 
Freizeitaktivitäten (Vereine, Freunde, usw..) 
nachzugehen. Noch dazu kommt dass jetzt schon 
viele Kolleginnen nicht wissen wohin mit den Kindern, 
oder die Kinder halt in die Post kommen am Nachmit¬ 
tag. 

Der 12-Stunden-Tag bringt nur den Chefs was, die 
sich damit viel Geld sparen, aber auf unsere Kosten! 
Unsere Lage wird dadurch in jeder Hinsicht ver¬ 
schlechtert! 

Post in Vorarlberg 

Ein Gewerkschafter der Post in Vorarlberg, Franz Mähr, 
brachte im August 2017 die Missstände in der Post 
in die Medien, da diese zuvor teilweise die Zusteller 
dafür verantwortlich gemacht haben, dass Briefe z.B. 
von Bregenz nach Bludenz über 16 Tage brauchen, 
oder gar nicht ankommen. Er sagte, dass es nicht die 
Schuld der Arbeiterinnen sei, sondern der Arbeits¬ 
bedingungen, worauf ihm von "oben" ein Medien¬ 
kontaktverbot erteilt wurde. Jetzt haben sie ihn sogar 
verklagt, weil er als Gewerkschafter nur nach "Innen" 
zuständig sei! Aktuell sucht die Post in Vorarlberg Ur¬ 
laubsvertretungen für 1000€ Brutto/Monat! 

Dass die Zustände sich ändern, dafür können wir 
Arbeiterinnen nur selbst sorgen, das hält uns dieses 
Beispiel direkt vor Augen! 


Boykottiert die Landtagswahlen 

- und kämpft! 

Die ersten Wahlen seit der neuen ÖVP-FPÖ Regierung stehen an, die 
Landtagswahlen in Niederösterreich Ende Jänner, dann in Tirol Ende 
Februar und in der ersten Woche im März in Kärnten. 

Wiedereinmal wird mit aller Kraft versucht die Bevölkerung zu den Wah¬ 
len zu locken. Mehrere Millionen Euro investieren die wahlwerbenden 
Parteien in ihre Werbung, dass wir alle zehn Meter erinnert werden, dass 
neue Wahlen anstehen und wie wichtig es ist, dort auch teilzunehmen. 
Davon darf man sich nicht beirren lassen, keine dieser Parteien vertritt 
die Interessen der arbeitenden Bevölkerung, sie alle dienen nur den In¬ 
teressen des österreichischen Kapitals. 

Die ÖVP sowie die FPÖ werden ihren Kurs weiterführen und versuchen 
den Schwung den sie durch die gewonnene Bundeswahlen haben, auf 
Landesebene mitzunehmen. Die anderen Parteien versuchen sich als 
"Opposition" aufzuspielen. Allen voran die SPÖ, die versucht durch ihre 
Aktivitäten in den Protesten gegen die Schwarz-Blau Regierung, den 
Kürzungen, den Angriffen auf grundlegende demokratische Rechte, sich 
nach Außen ein neues Gesicht zu geben. Doch leicht fällt ihnen das nicht, 
dafür haben sie in den letzten Jahren zu gut bewießen, auf welcher Seite 
sie stehen. Auch der sogenannte Plan A, von Kern, in welchem die sel¬ 
ben arbeiterfeindlichen Forderungen eines 12 Stundentag etc. vorhanden 
sind, wie sie jetzt von ÖVP-FPÖ Regierung kommen, zeigt gut wie groß 
die Unterschiede zwischen den Parteien dann wirklich sind. 

Die österreichischen Herrschenden müssen sowohl nach Innen sowie 
auch nach Außen immer agressiver auftreten, sie müssen die Ausbeu¬ 
tung und Unterdrückung weiter verschärfen. Eine Reihe von Angriffen 
auf grundlegende demokratische Rechte, sowie auf Arbeiterrechte sind 
angekündigt. Der 12 Stunden Arbeitstag soll eingeführt werden, Kürzun¬ 
gen bei Schule, Gesundheit, Kinderbetreung und Kultur sind angekündigt 
sowie eine stetige militärische Aufrüstung und eine weiter voranschreit¬ 
ende Abschaffung der Neutralität. 

Wie es die großen Massenkämpfe auch in Teilen Europas bewiesen 
haben, wie zum Beispiel in Griechenland, in Katalonien oder in Frankreich, 
werden solche Verschärfungen von den Massen nicht einfach hingen¬ 
ommen, überall dort ist eine große Rebellion entfacht worden. 

Diese großen Massenbewegungen entstehen nicht einfach von selber, 
diese müssen entwickelt werden. 

Wir dürfen nicht der Illusion verfallen, dass die breit angelegten Angriffe, 
durch ein Kreuz bei einem anderen politischen Vertreter der herrschenden 
Klasse abgewehrt werden könnten, vielmehr müssen wir uns im anti¬ 
faschistischen Kampf zusammenschließen, uns organisieren. All unsere 
gegebenen Rechte die nun angegriffen werden, wurden hart erkämpft. 
Kein Einziges wurde uns von parlamentarischen Partei "geschenkt", son¬ 
dern diese waren Zugeständnisse im Klassenkampf. Bekämpft die Illu¬ 
sionen in das Parlament, und organisiert euch im Klassenkampf. 


Boykott den Wahlen der 
voran im kämpferischen An 

*-w\ 
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70.000 demonstrieren gegen die neue Regierung! 


Großdemo in Wien: Weg mit Schwarz - Blau! 
70.000 demonstrieren gegen die neue 
Regierung! 

Es beteiligten sich bis zu 70.000 Demon- 
strantlnnen bei der heutigen Demonstra¬ 
tion in Wien. Ein starker Ausdruck dafür, 
dass die Angriffe der Herrschenden nicht 
unbeantwortet bleiben, denn sie richten 
sich gegen viele Teile der Bevölkerung und 
besonders gegen die untersten Teile. Die 
Demo verlief vom Christian-Broder-Platz 
bis zur Hofburg und die ganze Demoroute 
war voll mit Demonstrantlnnen. Die Anti¬ 
faschistische Aktion beteiligte sich in einem 
Bündnis mit verschiedenen demokrat¬ 
ischen, antiimperialistischen und kämp¬ 
ferischen Kräften. In diesem Block fielen 
die Aktivistinnen durch eine kämpferische 
und internationalistische Haltung und 
zahlreiche antifaschistische Fahnen auf. 
Das zeichnete sich aus durch ein Trans¬ 
parent mit den Losungen "Weg mit 
Schwarz - Blau!", "Nieder mit dem Kapit¬ 


al!" und "Kämpferischer Antifaschismus 
voran!", einem persischen Transparent 
mit der gleichen Losung und der Beteili¬ 
gung von vielen Migrantlnnen. Von An¬ 
fang bis zum Ende wurden Parolen 
gerufen, unter anderem wurden auch neue 
kreative Parolen in die Demonstration 
eingebracht, die sich gegen die Angriffe 
der Regierung richten, aber auch Perspekt¬ 
ive für die antifaschistische Bewegung 
weisen. Parolen wie "Wehrt euch kämpft 
seid nicht dumm, der 12h Tag bringt uns 
um!", "Hoch die Internationale Solidarität!" 
und "Das Kapital hat viele Farben, ihnen 
allen den Kampfansagen" wurden gerufen. 
Dieser Funke der sich heute in der anti¬ 
faschistischen Bewegung entzündete, darf 
nicht erlöschen. Alle Revolutionäre, Anti¬ 
faschistinnen und Demokratlnnen müssen 
bestrebt sein diese Bewegung weiter vor¬ 
anzubringen und die weitere Initiative nicht 
aus der Hand zu geben. Das heißt den 
Funken zu entfachen, neue Initiativen zu 
setzen und so einen Schritt voran zu ge¬ 


hen. Wir dürfen uns nicht von der 
heuchlerischen "Opposition"(SPÖ) blenden 
lassen und dürfen nicht vergessen, dass 
unter ihrer Führung antidemokratische 
Angriffe wie zum Beispiel Einschränkun¬ 
gen des Demonstrationsrechtes, diverse 
Sicherheitspakete und Angriffe auf Arbei¬ 
terrechte durchgeführt wurden. Bauen 
wir auf diesem Erfolg heute auf, nützen 
wir diese Demonstration als wichtigen An¬ 
lass die antifaschistische Bewegung noch 
stärker zu einer Kraft zu schmieden die 
über den Kampf gegen schwarz/blau 
hinaus, sich gegen alle richtet, die Ausbeu¬ 
tung und Unterdrückung aufrechterhal¬ 
ten wollen. 

Weg mit Schwarz - Blau! 

Nieder mit dem Kapital! 
Kämpferischer Antifaschismus voran! 


Das „Arbeitslosengeld neu“ 


Die nächsten Angriffe der schwarz - blauen 
Regierung gegen die Mehrheit der öster¬ 
reichischen Bevölkerung betreffen das 
Arbeitslosengeld. Die Regierung will mit 
ihren „Reformen" die Notstandshilfe ab¬ 
schaffen und das Arbeitslosengeldes soll 
mit zeitlichen Verlauf gekürzt werden. Die 
Bezüge des Arbeitslosengeld bleiben be¬ 
fristet, die Höhe am Anfang bis zum Ende 
sei noch unklar. 

Derzeit hat jeder einen Anspruch auf 
Arbeitslosengeld, wer in den letzten zwei 
Jahren mindestens 52 Wochen gearbeitet 
hat, 20 Wochen lang. Es werden 55% des 
Nettoeinkommens bezahlt. Im Vergleich 
sind es z.B. in Finnland, Tschechien, der 
Schweiz, den Niederlanden und Portugal 
mehr als 70%. Die Notstandshilfe in Ös¬ 


terreich ergibt 92% des Arbeitslosengeld 
und ist unbefristet. 

Die Abschaffung der Notstandshilfe heißt 
Verluste für alle, die über der Mindest¬ 
sicherung hinaus ihre Leistungen bezo¬ 
gen haben. Auch wenn das Arbeitslosengeld 
für Langzeitarbeitslose bestehen bleibt 
werden sie durch die Reform aufgefordert, 
wie es üblich ist bei der Mindestsicherung, 
ihr Erspartes oder Wertgegenstände aus¬ 
zuschöpfen. Diese Maßnahmen, welche 
ein „Anreiz" für die Jobsuche sein sollen, 
richten sich ganz klar gegen die untersten 
Schichten der Bevölkerung. Besonders 
ältere Arbeitslose, Frauen (mögliche 
Schwangerschaft) und erkrankte Menschen 
haben es schwer wieder einen Job zu find¬ 
en, da sie viel lieber durch junge 


Lohnarbeiter ausgetauscht oder ersetzt 
werden. 

Die Angriffe werden aber durchaus ihre 
Auswirkungen mit sich bringen. Der Wider¬ 
stand gegen die schwarz - blaue Regier¬ 
ung wächst stetig. Nicht einmal ein Monat 
ist die Angelobung her und es haben sich 
mehrere zehntausend an Protesten und 
Aktionen gegen die Regierung beteiligt. 
Durch unseren Widerstand können wir 
diese reaktionäre Politik durchaus stop¬ 
pen, noch weiter zu gehen. Wenn wir fest 
zusammenstehen und uns 

zusammenschließen, dann werden wir 
dazu in der Lage sein! 

Weg mit Schwarz/Blau! 
Nieder mit dem Kapital! 
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ÖSTERREICH 


Wie weiter gegen Schwarz-Blau? 

Zu einigen Fragen der Perspektive der Proteste gegen Schwarz-Blau: 


Mit Ende 2017 und Beginn 2018 gab es 
viel Proteste gegen die schwarz-blau Re¬ 
gierung und ihre Politik. Begonnen mit 
den Protesten in Oberösterreich gegen 
die schwarz-blaue Landesregierung, über 
Demonstrationen in mehreren Städten 
zur Angelobung der neuen Bundesregier¬ 
ung bis zuletzt zur Großdemonstration 
von etwa 70.000 Leuten in Wien - brachte 
schwarz-blau bereits zehntausende 
Demonstrantlnnen auf die Straße! 
Schwarz-Blau zieht mehr noch als die alte 
Regierung den Zorn der Massen auf sich 
und verdeutlicht für alle antifaschistischen 
und demokratischen Teile der Bevölker¬ 
ung die Notwendigkeit aktiv zu werden! 

Doch so gerechtfertigt der Widerstand ge¬ 
gen schwarz-blau und die Forderung „Weg 
mit Schwarz-Blau" auch ist, so gerechtfer¬ 
tigt ist die Frage - und was dann? Etwa 
zurück zum Status quo, mit Schwarz-Rot, 
oder Rot-Blau wie im Burgenland? 

Es fällt bei den bisherigen Protesten auf, 
dass sich die allermeisten Organisationen 
und Plattformen darum drücken Position 
zu beziehen und kaum eine Orientierung 
über „Anti Schwarz-Blau" hinaus weist. Im 
Gegenteil, ist bemerkbar, dass je größer 
die Proteste ausfallende breiter mobilis¬ 
iert wird, umso stärker treten auch inner¬ 
halb der antifaschistischen Reihen 
reformistische und parlamentarische 
Tendenzen auf, sowie auf einmal die Gren¬ 
zen zwischen „linksradikal", „außerparla¬ 


mentarisch" und bürgerlich (SPÖ) 
geführten Organisationen und Gruppier¬ 
ungen „verschwimmen". So war es zwar 
einerseits gut, dass sich 70.000 Leute an 
der Demo am 13.1. beteiligten, doch an¬ 
dererseits wurde mit der Führung der 
Demo durch die SPÖ auch wichtige 
Schwächen offen gelegt. Die SPÖ stellten 
sich beinahe unwidersprochen an die 
Spitze dieser Demonstration und ver¬ 
suchte der Demonstration einen pazi¬ 
fistischen, parlamentarischen und 
reformistischen Charakter aufzudrücken. 
Als Teil der Herrschenden, als Partei die 
durch und durch den imperialistischen In¬ 
teressen der Österreichischen Bourgeois¬ 
ie entspricht, erfüllten sie einen guten Job, 
den Protest zu kontrollieren und zu er¬ 
sticken. Dass sie das heute immer noch 
können, obwohl sie in allen Regierungen 
wo sich sich beteiligten (und insbesondere 
in der letzten Periode) arbeiterfeindliche, 
rassistische und faschistische Politik be¬ 
trieben, liegt nicht unwesentlich am par¬ 
lamentarischen Kretinismus - an den 
Illusionen ins bürgerliche Parlament - in¬ 
nerhalb der sogenannten „Linken" in Ös¬ 
terreich. Die Demoleitung der 
Großdemonstration am 13.1. räumte der 
SPÖ die Führung der Demo ein, was gut 
zeigt, dass ein nicht unwesentlicher Teil 
der „Linken" vollkommen am Boden des 
Parlamentarismus stehen. Damit unter¬ 
stützen sie nicht nur eine ebenso durch 
und durch reaktionären Fraktion der 


Herrschenden, sondern erledigen einen 
guten Dienst für die faschistischen In¬ 
teressen des Österreichischen Kapitals, 
indem sie den Widerstand und Protest 
schwächen. 

Mit Schwarz-Blau sind zweifellos die ag¬ 
gressivsten Teile der Herrschenden in der 
Regierung, doch handelt es sich dabei 
keineswegs nur um „Nazis", „Ewiggestrige" 
oder Deutschnationale. Das in den Vorder¬ 
grund zu stellen verneint, dass durch die 
neue Regierung viel mehr die eigenen im¬ 
perialistischen Interessen des 
österreichischen Kapitals und damit mehr 
Eigenständigkeit gegenüber Deutschland 
angestrebt werden. Das ist wichtig zu be¬ 
merken, um nicht durch eine einseitige 
„anti-Nazi" Kritik an der Regierung der 
Reaktion einen Gefallen zu tun, indem die 
Leute für Nationalchauvinismus und 
österreichischen Patriotismus mobilisiert 
werden. 

Es kommen stürmische Zeiten auf alle 
fortschrittlichen, demokratischen, antir¬ 
assistischen und antifaschistischen Leute 
zu, das ist klar. Deshalb seine Eigen¬ 
ständigkeit aufgeben und sich zum An¬ 
hängsel der SPÖ zu machen, ist jedoch 
der direkte Weg in die Kapitulation und 
bedeutet eine Stärkung für die Reaktion. 
Was von den Antifaschistinnen und Re¬ 
volutionärinnen heute verlangt wird, ist 
es fest auf die eigene Kraft zu vertrauen 




NEUTMUTÄl! 


iflNIIN ZUR 


Demonstration gegen Schwarz-Blau, 13.1.2018, Wien 
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und die eigene Art zu kämpfen en¬ 
twickeln! 

Die „eigene Art zu kämpfen“ lernen, 
heißt bürgerliche Positionen zurück 
zu schlagen und sich keiner bürger¬ 
lichen Führung unterzuordnen! 

Den Kampf gegen Faschismus vor¬ 
anzubringen, heißt neue Leute für 
den Kampf gegen das Kapital zu 
gewinnen, die Pläne der 
Herrschenden die Leute ruhig zu stel¬ 
len, ihnen zu diktieren was legitimer 
Protest ist und ihren Zorn auf nur 
eine Fraktion der Bourgeoisie zu 
richten, zu durchkreuzen. 

Die Zustände, die politische Lage in 
Österreich, sowie in weiten Teilen 
Europas spitz sich zu, das sehen viele 
schon - demnach kann jedoch nicht 
einfach in den „alten Mustern“, mit 
den alten Methoden weiter gemacht 
werden. Ebenso wenig, wie das An¬ 
lass dazu gibt, die Aufgaben auf re¬ 
formistische Tagespolitik 

herunterzubrechen - ganz im Gegen¬ 
teil schreien die Verhältnisse nach re¬ 
volutionärer Organisierung und 
kämpferischem Antifaschismus! 


Illusionen in den „einfachen“ Weg der 
Reformisten und Karrieristen! 

- Vertraut in die eigene Kraft! Die 
Bevölkerung in Österreich hat es 
schon öfters bewiesen, zuletzt mit 
der Unibewegung und der großen 
antifaschistischen Protestwelle ge¬ 
gen Pegida, dass es objektiv eine 
Basis gibt für eine fortschrittliche, an¬ 
tifaschistische Massenbewegung. 
Machen wir uns daher nicht zum An¬ 
hängsel einer bürgerlichen „Oppos¬ 
ition“, sondern organisieren wir uns 
unabhängig! 

- Nehmt die Initiative in die Hand und 
entwickelt den Widerstand vom klein¬ 
en zum Großen! Es gab bereits viele 
Vorbereitungs- und Aktionstreffen, 
es gründeten sich mehr oder weni¬ 
ger Lose Initiativen und Bündnisse 
ausgehend von den bisherigen Pro¬ 
testen. Entwickelt diese Initiativen 
weiter, organisiert Aktionen und Tref¬ 
fen um mehr Leute für einen stabi¬ 
len und langfristig angelegten 
Widerstand zu organisieren! 


Schwarz-Blau schafft keine gänzlich 
neuen Verhältnisse, mit ihrem Pro¬ 
gramm verdeutlichen sie jedoch was 
die herrschenden kapitalistischen 
Verhältnisse für den größten Teil der 
Bevölkerung, besonders den Arbeit¬ 
erinnen bedeuten: nichts als Unter¬ 
drückung und Ausbeutung! 

- KeinE klassenbewussteR Arbeiterin 
und keinE erhrlicheR Antifaschtln ver¬ 
langt einfache Antworten oder sucht 
nach dem einfachsten Weg, denn es 
ist klar, dass der antifaschistische 
Kampf vieles abverlangen wird. Set¬ 
zt euch mit der proletarischen The¬ 
orie auseinander und zerschlagt die 


Mit der neuen Regierung zeigt sich, 
dass der eingeleitete Kurs des öster¬ 
reichischen Kapitals der offene 
Faschismus und rassistischer Terror 
ist - dagegen wird eine einmalige 
Großdemonstration nicht die letzte 
Antwort gewesen sein! Wehrt euch 
und kämpft - verstärkt die Reihen 
des kämpferischen Antifaschismus! 
Beseitigt die Wurzel des Faschismus: 
Nieder mit dem Kapital! 

Wehrt euch gegen die 
aktuellen Angriffe! 
Kämpft gegen das 
Kapital! 



Demonstration gegen Schwarz-Blau, 13.1.2018, Wien 


KOMMENTAR 


Doppelstaatsbürgerschaft 

Was steht hinter dem Vorstoß der neuen Regier¬ 
ung in der Frage von Südtirol? 

Im Regierungsprogramm von der ÖVP-FPÖ Re¬ 
gierung ist das Vorhaben den deutsch und land- 
inisch sprachigen Südtirolern die Möglichkeit 
auf eine Doppelstaatsbürgerschaft zu geben. 
Was bedeutet das für die südtiroler Bevölker¬ 
ung und wer hat Interesse an diesem neuen 
Vorstoß in der Südtirol Frage? Keine Frage, vor 
allem historisch gesehen ist Südtirol ein Teil der 
österreichischen Nation und es ist berechtigt 
zu Hinterfragen ob Südtirol tatsächlich 
"natürlich" italienisch ist. So ist es auch keine 
Verwunderung, dass der Plan der neuen Regier¬ 
ung nun in Italien und vorallem in Südtirol für 
viel Wirbel sorgt. 

Was würde sich jedoch an der Lage der Südtir¬ 
oler mit einer Doppelstaatsbürgerschaft 
verändern, welche Verbesserungen würden 
kommen? Sie dürften dann an österreichischen 
Wahlen teilnehmen, sie könnten dann auch bei 
allen österreichischen Staatsinstitutionen 
arbeiten. Doch verbessert sich dadurch die 
reale Lage der Südtiroler? Nein. Dieser Vorstoß 
ist ein Manöver des österreichischen Imperial¬ 
ismus größeren Einfluss in der Region zu erlan¬ 
gen. Dies ist eine wichtige Voraussetzung für 
alle weiteren Schritte des österreichischen 
Kapitals in seinem nationalistisch, re¬ 
vanchistischen Vorhaben seine alten Staatsge¬ 
biete wieder herzustellen. Die Interessen der 
südtiroler Bevölkerung stehen dabei gar nicht 
zur Debatte! 

So ist es auch nicht verwunderlich, dass die 
Stimmung zwischen Österreich und Italien an¬ 
gespannt ist. Bei dem vor kurzem stattge¬ 
fundenen Treffen der Außenminister hob der 
italienische Minister Alfano hervor, dass Italien 
klar auf die Position des Gruber-Degasperi Ab¬ 
kommen von 1946 vertritt, welches damals 
Südtirol als Teil des italienischen Staates 
beschlossen hat. 

Dieser Vorstoß der neuen Schwarz-Blau Regier¬ 
ung in der Südtirol Frage, ist ein weiterer Aus¬ 
druck des immer agressiveren Auftreten des 
österreichischen Kapitals nach Innnen sowie 
nach Außen. Besonders in Tirol dürfen hier 
nicht voreilige Schlüsse gezogen werden. Die 
Versuche uns zu Verwirren müssen wir entlar¬ 
ven und konsequent gegen jeden Sozialpatri¬ 
otismus vorgehen. 
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THEORIE/DISKUSSION 


Österreichs eigenständiger Faschismus und die Rolle der ÖVP 


Heutzutage ist den meisten in Österreich nur die FPÖ ein Begriff, wenn man von faschistischen bürgerlichen Parteien spricht. Allerd¬ 
ings war die Christlichsoziale Partei, welche heute als österreichische Volkspartei (ÖVP) bekannt ist, die erste die eine offen faschistische 
Herrschaft in Österreich durchgesetzt hat Aus diesem Grund publizieren wir einen zweiteiligen Artikel in dieser und kommender 
Ausgabe zur Geschichte der ÖVP und deren maßgebliche Beteiligung an der Entwicklung der eigenständigen österreischischen 
Variante des Faschismus. 


Gegründet wurde die Christsoziale Partei 
Österreichs (CSPÖ) 1893 von Karl Lueger. 
Antiliberale und antisemitische Strömun¬ 
gen schlossen sich Ende der 1880er zum 
Bündnis der „Vereinigten Christen“ zusam¬ 
men. 

Die „Vereinigten Christen“ waren keines¬ 
falls eine homogene Zusammensetzung 
einheitlicher Strömungen bzw. Ideologien 
sondern ein Sammelbegriff für alle Anti¬ 
semiten, die sich großbürgerlich und 
klerikal orientierten. Im Volksmund wur¬ 
den sie deshalb als die „Wurstkessel¬ 
partei“ bezeichnet. Bis in die 1890er-Jahre 
trugen die Wahlvereinigungen um Lueger 
Bezeichnungen wie „Antisemiten und 
Christlichsoziale“ oder nur „Antisemiten“. 
In dieser Frage war das Hauptaugenmerk 
die Ausschaltung der Juden aus dem 
Wirtschaftsleben. Somit konnten sie große 
Massen der konservativen Bauern, 
Handwerker, Gewerbetreibende, Pfarrer 
und Beamte beeinflussen. Durch ihrer 
Bekenntnis zu Österreich-Ungarn stellten 
sie das monarchistische Prinzip voran und 
gewannen so Sympathien beim Adel. 



fcETTET- OSTE KkE I CH ! 


Es lag im Interesse der österreichischen 
Herrschenden, Extraprofite durch die Aus¬ 
beutung der unterdrückten Nationen der 
Monarchie zu gewinnen. Die slawischen 
und anderen unterdrückten Völker war¬ 
en ihnen ein großer Dorn im Auge da sie 
sich zu wehren wussten und starken 
Widerstand gegen die Besatzung leisteten. 


Die „Konservative Partei“, woher einige 
Teile der Christsozialen stammten, be¬ 
feuerten den Krieg 1878 gegen die Bos- 
niaken. Nachdem es der Österreichisch- 
Ungarischen Monarchie gelang Bosnien 
und Herzegowina 1908 zu okkupieren, war 
das nächste Ziel das unabhängige Serbi¬ 
en. Die Bestrebungen der österreichisch¬ 
ungarischen Monarchie sich Serbien ein¬ 
zuverleiben drängte immer mehr zum 
Krieg. Um ihre Vorherrschaft zu etablier¬ 
en, plante die Monarchie Bosnien, Kroa¬ 
tien und Dalmatien zu einem 
eigenständigen dritten Reich zusam¬ 
menschließen. Schließlich gelang es dem 
serbischen Volksheld Gavrilo Princip bei 
einem Besuch in Sarajevo Franz Ferdin¬ 
and und dessen Ehefrau bei einem At¬ 
tentat zu ermorden. Dies wird heute oft 
noch gerne als Auslöser des 
imperialistischen ersten Weltkrieges als 
Grund angegeben. 

1918 nach der Gründung der Kommun¬ 
istischen Partei Österreichs (KPÖ), als in¬ 
zwischen die sozialistische 

Oktoberrevolution die ganze Welt erschüt¬ 
terte, kam es in Österreich zur Revolu¬ 
tion. Durch die Welle ermutigt stand das 
österreichische Proletariat an der Spitze 
um für den Sozialismus zu kämpfen, doch 
war es eine bürgerliche Revolution, die 
sich gegen die Monarchie richtete. Kaiser 
und Adel waren gestürzt und selbst die 
Bourgeoisie zitterte vor der Erhebung der 
Arbeiter und Soldatenräte, welche 
zeitweilig mehr Macht hatten als die Re¬ 
gierung. Auf den massiven Druck waren 
auch die Christsozialen gezwungen die er¬ 
ste Republik Österreich anzuerkennen. 

Zehn Jahre nach der Revolution setzten 
die Christsozialen eine Verfassungsänder¬ 
ung durch. Dies gelang ihnen nur mit Zus¬ 
timmung der Sozialdemokraten die sich 
anfangs noch dagegen sträubten, doch 
mit der zweiten Bundes-Verfassungsnov- 
elle wurde sie beschlossen. Durch der Ver¬ 
fassungsänderung bekam der 
Bundespräsident mehr Macht: Er konnte 
die Regierung und die Beamten ernennen, 


er war Oberbefehlshaber des 
Bundesheeres und er konnte das Parla¬ 
ment auflösen. Es stand ihm außerdem 
ein Notverordnungsrecht zu, das Recht 


JO VAU m W1IMJULTAT1919 ! 



Gesetze außer Kraft zu setzen. 

Der Imperialismus befand sich in den 30er 
Jahren durch das voranschreiten der 
Monopolisierung in einer Überproduktion¬ 
skrise. Die Arbeiterbewegung Europas 
wuchs stetig, es folgten Massenerhebun¬ 
gen zum Sturz der alten Regimes. 

Die Imperialisten drängten, mit Deutsch¬ 
land an der Spitze, nach einer 
Neuaufteilung der Welt. Doch der Bour¬ 
geoisie standen die ermächtigten Arbeit¬ 
erbewegungen und die 

Freiheitsbewegungen der kolonial unter¬ 
drückten Völker im Weg. Diese mussten 
sie zuerst beseitigen - Demokratie und die 
Arbeiterbewegung galt es zu zerschlagen. 
Im März 1933 wurde das Parlament mit 
dem Notverordnungparagraphen 

abgeschafft. Es folgte eine Welle an Ver¬ 
bote gegen die Arbeiterbewegung. Die 
sozialdemokratische Führung hat kamp¬ 
flos kapituliert. Die „Arbeiter- Zeitung“ und 
der Republikanische Schutzbund wurden 
aufgelöst. Die Kommunistische Partei wur¬ 
den mit ihren immer größer werdenden 
Einfluss für die Bourgeoisie gefährlicher 
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und im selben Monat ebenso verboten. 

Teile der österreichischen Herrschenden 
waren von Nazideutschland, durch die 
Aussicht auf Profit, angezogen. Die Unter¬ 
stützer der Dollfuß Regierung hingegen, 
wollten sich dem deutschen Kapital nicht 
unterordnen und orientierten sich deshalb 
an dem faschistischen Italien, welches in 
der faschistischen Front mit Deutschland 
rivalisierte. Nach der Ermordung von Doll¬ 
fuß kam 1934 Schuschnigg ins Amt. 
Schuschnigg versuchte Österreich als 
zweiten, besseren deutschen Staat zu po¬ 
sitionieren. 


Der sogenannte Ständestaat, oder heute 
auch von der ÖVP zynisch als die sogenan¬ 
nte „besondere Demokratie“ bezeichnet, 
war mit ihrer Verfassung von 1934 der An¬ 
fang vom Austro¬ 
faschismus die mit 
folgender Präam¬ 
bel beginnt: 

„Im Namen Gottes, 
des Allmächtigen, 
von dem alles 
Recht ausgeht, erhält das österreichische 
Volk für seinen christlichen, deutschen 
Bundesstaat auf ständischer Grundlage 
diese Verfassung.“ 


Durch Verbote von allen oppositionellen 
Parteien, das Verbot von Versammlungs¬ 
recht, die Abschaffung der parlamentar¬ 
ischen Demokratie die Errichtung von 
Anhaltelager und die blutige Niederschla¬ 
gung der Arbeiterbewegung im Februar 
1934, war es klar welcher Ordnung man 
unterlag. Die KPÖ bezeichnete die Verfas¬ 
sung von 1934 als erste faschistische Ver¬ 
fassung Österreichs. Somit war der 
Austrofaschismus, geführt von den Christ¬ 
sozialen nicht nur der erste eigenständige 
Faschismus in Österreich, sondern auch 
der Nährboden für den parasitären Nazi¬ 
faschismus. 



12. FEBRUAR 1934 

Sepp Plieseis ein österreischischer Partisan 



Der antifaschistische Abwehrkampf, der 
am 12. Februar 1934 in Linz begann und 
sich sehr schnell auf die wichtigsten Städte 
und darüber hinaus in ganz Österreich 
ausgebreitet hat, war für viele Kämpfer¬ 
innen eine wichtige Schule. Deshalb wollen 
wir den 84. Jahrestag der Februarkämpfe 
dafür nützen einen wichtigen Anti¬ 
faschisten und Kommunisten vorzustellen. 

Josef „Sepp“ Plieseis wurde 1914 als Kind 
einer Arbeiterfamilie in Ischl im oberös¬ 
terreichischen Salzkammergut geboren. 
Als 1933 die sogenannten Christde¬ 
mokraten (die heutige ÖVP) den Faschis¬ 
mus in Österreich errichteten war Sepp 
19 Jahre alt und arbeitete in der Saline 
Ebensee. In sehr rascher Folge setzten die 
Faschisten einen Schlag nach dem ander¬ 
en gegen die Arbeiterinnenklasse, ins¬ 
besondere gegen ihre selbstständigen 


Organisationen. Zuerst wurde die KPÖ 
verboten und ähnlich wie heute wurden 
die Rechte der Arbeiterinnen immer weit¬ 
er zerschlagen. Als dann die Arbeiterinnen 
ihre Waffen abgeben sollten, die sie sich 
in der Revolution von 1918/19 erkämpft 
haben, kam es zum Aufstand. Auch Sepp 
Plieseis kämpfte an der Seite seiner Kolle¬ 
gen gegen die Faschisten. Vor den Kämp¬ 
fen waren er und viele andere Arbeiter 
noch sozialdemokratisch eingestellt und 
kämpften Seite an Seite mit den Kommun¬ 
istinnen. Doch die Arbeiterinnenklasse 
wurde von der Führung der SPÖ verraten, 
die sie Jahrelang nur in Kämpfe um Refor¬ 
men geführt hatte. Die wichtigsten 
Führungspersonen ergaben sich den 
Faschisten oder flohen aus dem Land, die 
KPÖ, die damals noch wirklich kommun¬ 
istisch war, hingegen hat alles versucht 
um den kämpfenden Arbeiterinnen eine 
revolutionäre Führung zu geben. 

Sepp Plieseis war ein revolutionärer 
Arbeiter, in den Kämpfen des Februar 1934 
haben viele erkannt, dass die ewigen Ab¬ 
wehrkämpfe die Arbeiter nicht befreien 
können. Sepp schloss sich nach den Feb¬ 
ruartagen der KPÖ an, es ging ihm vor al¬ 
lem darum den Kämpfen der 
Arbeiterinnen eine revolutionäre Führung 
zu geben. Nach der Niederschlagung des 
Aufstands, wüteten die Faschisten weiter 
unter der unterdrückten Bevölkerung. Es 
gab willkürliche Hausdurchsuchungen, 
Festnahmen und Standgerichte. Viele die 
den Kugeln und Kanonengeschossen 
während der Kämpfe entkommen waren 


wurden im Nachhinein zum Tod verurteilt 
und ermordet. Sepp arbeitete weiter unter 
den Arbeiterinnen, organisierte sie und 
entwickelte sich zu einem 
kommunistischen Arbeiterinnenführer. 
Als die Gefahr für ihn zu groß wurde weil 
die Faschisten immer noch die Kommun¬ 
istinnen und Februarkämpfer verfolgten, 
wurde er von der Partei nach Spanien 
geschickt. Dadurch wurde er vor den 
Faschisten in Österreich geschützt und 
gleichzeitig hatte er die Möglichkeit als 
Interbrigadist weiter gegen den Faschis¬ 
mus zu kämpfen. Nach seiner Zeit in Span¬ 
ien und seiner langjährigen Haft im 
KZ-Dachau von wo er geflohen war kehrte 
er zurück nach Österreich, das damals 
von den Nazi besetzt war. Er organisierte 
den bewaffneten Widerstand gegen den 
Nazifaschismus und kämpfte bis zu dessen 
endgültiger Niederschlagung als Führer 
mehrerer Partisaneneinheiten. 

Sepp Plieseis Leben war gekennzeichnet 
durch einen unermüdlichen Drang gegen 
die Ausbeutung und Unterdrückung zu 
kämpfen. Er entwickelte sich durch die 
Beteiligung an den Kämpfen der Arbeit¬ 
erinnen und die Führung durch die Kom¬ 
munistische Partei vom einfachen Arbeiter 
zum kommunistischen Führer seiner 
Klasse. Er und tausende Partisanen 
leisteten einen wichtigen Beitrag in der 
Niederschlagung des Nazifaschismus. 

Führt den Kampf zu Ende! 
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FEMINISMUS 


Drei Frauenvereine und -beratungssteilen in Oberösterreich 
werden zu 100% gekürzt! 


Kurz vor Weihnachten wurde drei 
Frauenvereinen, bzw. -beratungssteilen 
vom Frauenreferat Oberösterreich mit¬ 
geteilt, dass die Förderung von insgesamt 
60.000C mit 2018 zur Gänze gestrichen 
wird. Es sind die Vereine „Maiz - 
autonomes Zentrum von & für Migrant- 
innen", „Fiftitu% - Vernetzungs- und Ber¬ 
atungsstelle für Frauen in Kunst und 
Kultur“ und „Arge Sie - Beratung und 
Wohnen für wohnungslose Frauen“. Die 
Begründung war, dass ihre Arbeit nicht 
mehr zum „Kerngeschäft“ des Frauenrefer¬ 
ats gehöre, weil sie „Teilgruppen von 
Frauen spezifisch unterstützen“ und nicht 
alle Frauen. Diese offensichtlich 
heuchlerische Begründung lässt vor allem 
politische Gründe vermuten, auch weil 


diese Vereine politische Arbeit gemacht 
haben, wie z.B. Teilnahme an 8. März 
Demonstrationen, Kritik an den Kürzun¬ 
gen des Landes OÖ im November/Dezem¬ 
ber 2017, Stellungnahmen usw... 

Mit der Streichung der kostenlosen Kinder¬ 
nachmittagsbetreuung in Oberösterreich, 
reiht sich die Streichung der Frauenver¬ 
eine ein, in die vermehrten Angriffe auf 
Frauen, die die Frauen immer weiter 
zurück in die „eigenen vier Wände“ drän¬ 
gen sollen. 

Die Frauenvereine kämpfen nun unter der 
Initiative „Frauenland retten“ gegen die 
Streichung an. Das ist gerechtfertigt! 
Gleichzeitig zeigt uns dieses Beispiel wie 
wichtig es ist, Vereine und Organisation¬ 


en unabhängig aufzubauen. Ansonsten 
ist das Fortbestehen von Vereinen und Or¬ 
ganisationen hauptsächlich vom polit¬ 
ischen Willen der Regierung und ihrer 
Institutionen abhängig und man muss sich 
jedes Jahr wieder „fürchten“, dass För¬ 
dermittel gekürzt oder gestrichen werden. 
Die jetzige Schwarz-Blaue Regierung zeigt, 
wie schnell es gehen kann, dass Vereine 
einfach „gestrichen“ werden und speziell 
bei Förderungen von Frauen und Migran- 
tlnnen zeigen sie ihr rassistisches und 
frauenfeindliches Gesicht! 

Stützen wir uns auf unsere eigenen Kräfte 
und schaffen wir unabhängige Initiativen, 
Vereine und Organisationen, deren Ex¬ 
istenz nicht von der „Gunst“ der 
herrschenden abhängig ist! 


#metoo - Eine Welle des Aufschreis und das was davon übrig geblieben ist 


Eine Kampagne im Oktober letzten Jahres 
veranlasste eine Menge Frauen, die sexuel¬ 
len Belästigungen ausgeliefert waren, ihre 
Erfahrungsberichte der Öffentlichkeit 
mitzuteilen. Die sogenannte #metoo-Kam- 
pagne sorgte für große Empörung unter 
den Massen und offenbarte reaktionäre 
„feministische“ Haltungen. Eine medial 
groß gesteuerte öffentliche Debatte ent¬ 
brannte rund um das Thema "sexuelle Ge¬ 
walt an Frauen". 

Die Reaktionen waren groß und reichten 
von ins Rampenlichtrücken einiger prom¬ 
inenter Frauen, vor allem aus Hollywood, 
bis hin zur Herabsetzung sexueller Über¬ 
griffe bzw. Übergriffe ins Lächerliche zu 
ziehen, indem Belästigungen gegen Frauen 
auf eine Stufe mit Missbrauch und 
Vergewaltigungen gestellt wurden. Diskus¬ 
sionen wurden entfacht, in der Fragen be¬ 
handelt wurden wie in etwa "Wie weit darf 
ein Mann gehen?" oder "Wenn ich einer 
Frau an die Schulter greife und sie das 
nicht möchte, ist es dann Belästigung?". 
Das Strafausmaß der sexuellen Gewalt, 
wie Nötigung, Belästigung udgl. wurde 
auch Fokus dieser Debatte. In Schweden 
ist die Folge der Kampagne eine Auswei¬ 
tung des Strafdeliktes "Vergewaltigung". 
Um freiwilligen Geschlechstverkehr haben 
zu können, bedarf es nun einer ausdrück¬ 
lichen Willenserklärung beider (oder mehr¬ 
erer) Personen. Sprich, es muss ein 


ausdrückliches "JA" ausgesprochen wer¬ 
den, ansonsten handelt es sich um eine 
Vergewaltigung. 

Was alle Reaktionen gemein haben ist: sie 
beschränken sich auf Forderungen nach 
schärferen Gesetzen und reduzieren die 
Frauen auf die Rolle der "schwachen 
Opfer", denen vom Staat und von 
"einsichtigen" Männern geholfen werden 
müsse. Das was heute von der Kampagne 
#metoo übrig geblieben ist, ist eine 
Fortsetzung der Bevormundung und 
Unterdrückung der Frauen vom 
bürgerlichen Staat und führt obendrein 
zu einer spießbürgerlichen Behandlung 
von Sexualität. 

Das Patriarchat kann nur so lange be¬ 


stehen, solange die Diktatur des Kapitals 
herrscht - der Imperialismus. Der Imper¬ 
ialismus bedient sich dem Patriarchat, weil 
er darauf angewiesen ist, die Frau aus¬ 
zubeuten und zu unterdrücken - anson¬ 
sten könnte er nicht weiter bestehen. 
Dieser Zusammenhang zeigt klar auf, dass 
die Gewalt an Frauen nicht nur einzelne 
Gewalttaten einzelner Männer sind, son¬ 
dern der Gewaltakt der Herrschenden 
durch die Unterdrückung an uns Frauen! 
Dem allem wird ein Ende gesetzt, wenn 
wir Frauen den Kampf gegen den Imper¬ 
ialismus aufnehmen. 

Der Kampf kann nur durch den proletar¬ 
ischen Feminismus geführt werden und 
erfolgreich sein! 



8.März, internationaler Fraunkampftag, 2017 
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KATALONIEN 


Am 1. Oktober 2017 hat ein Referendum 
in Katalonien stattgefunden bei dem die 
Bewohner der autonomen spanischen Re¬ 
gion über ihre Unabhängigkeit abstim¬ 
mten. Obwohl das Resultat des 
Referendums einen deutlichen Sieg für 
die Unabhängigkeit zeigte (90% der Stim¬ 
men), wurde das gewählte Referendum 
vom spanischen Staat und von der EU als 
illegal und verfassungswidrig verurteilt. 
Beim Tag der Wahlen mobilisierte der 
spanische Staat sein Repressionsapparat 
um die Katalanen bei ihrer Wahl zu 
hindern. Wahllokale wurden gestürmt und 
Wahlberechtigte in guter alten 
faschistischen Tradition mit Faust und 
Knüppel zusammengeschlagen. Die 
Bevölkerung wehrte sich dennoch tapfer 
und bekam auch Unterstützung von Feuer¬ 
wehrmänner, die mit ihrer Ausrüstung 
ihre Mitstreiter zur Seite standen. 

Die Unabhängigkeit Kataloniens ist ein 
Thema das weit zurückgeht. Schon vor 
der Franco-Diktatur war es ein wichtiges 
Thema. Unter der zweiten spanischen Re¬ 
publik wurde Katalonien zu einer autono¬ 


men Region. Während des Krieges 
konzentrierten sich in Barcelona 
(Hauptstadt Kataloniens) viele fortschrit¬ 
tliche Kräfte, die tapfer gegen den span¬ 
ischen Faschismus kämpften. Barcelona 
fungierte beim Fall der Hauptstadt Mad¬ 
rid als Hauptstützpunkt der progressiven 
Kräfte. 

Es ist deshalb kein Wunder, dass unter 
dem Regime Francos die faschistische Tra¬ 
dition der Repression den Katalanen sehr 
zu schaffen machte und das noch bis 
heute zu sehen ist. Die Katalanen wurden 
unter Franco unterdrückt und auf Zwang 
assimiliert. Jeder nationale Ausdruck 
wurde unterdrückt und beseitigt und Per¬ 
sonen, die sich dem widersetzten wurden 
eingesperrt und gefoltert. Die katalanis¬ 
che Sprache, die bei Anfang der Diktatur 
überall in der Region als Amtssprache galt, 
wurde von allen öffentlichen Einrichtun¬ 
gen wie Schulen und andere Regierung¬ 
sorgane, aber auch bei Werbungen und 
Büchern verboten. Die Sprache konnte 
bis zu Francos Tod nur unter Freunden 
und Bekannten benutzt werden, überall 


sonst galt es Spanisch zu reden. Ziel dabei 
war die katalanische Identität zu zerstören, 
damit eine spanische ihren Platz einnimmt. 

Die Volkspartei (Partido Populär), die 
direkten Nachkommen der faschistischen 
Falange Espannola, unter Mariano Rajoy 
macht keinen Hehl daraus, die jahrelange 
Unterdrückung jetzt um einiges zu ver¬ 
schärfen. Katalonien wurden nun die 
Autonomierechte de facto weggenommen. 

Jetzt nach vielen Jahren der Repression, 
wo die Unabhängigkeit näher denn je er¬ 
scheint, zeigt genau der legalistische Weg, 
dass die Katalanen anders Vorgehen 
müssen. Sogar der katalanische (jetzt ex- 
) Präsident, Charles Puidgemont, der sich 
als Führer der Bewegung präsentierte, ist 
nach Brüssel geflohen und hat die Bewe¬ 
gung in Stich gelassen. Die Massen auf 
den Straßen dämmert es aber schon seit 
längerem: Das ist nur der Anfang. Das Ref¬ 
erendum hat nämlich das Rad ins Rollen 
gebracht und jetzt gibt es kein Aufhalten 
mehr. 
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„Wehrt euch und kämpft!“ 


In den letzten Jahren vertiefte sich zun¬ 
ehmend die Krise des Imperialismus, 
ausgehend von einer ökonomischen zu 
einer immer stärker werdenden polit¬ 
ischen und ideologischen Krise. Auch in 
Österreich und in den mit dem öster¬ 
reichischen Imperialismus verbundenen 
unterdrückten Ländern am Balkan/Os¬ 
teuropa, sind die Auswirkungen dieser 
Krise deutlich merkbar. 

Während die Herrschenden ihre An¬ 
griffe auf die Arbeiterklasse und ins¬ 
besondere die Bevölkerungen der 
unterdrückten Länder intensivierten um 
auf deren Rücken die Profite des Kapit¬ 
als zu sanieren und sich aus der Krise zu 
retten - wuchsen auf der anderen Seite 
auch der Widerstand und die Rebellion 
der Massen gegen die Herrschenden. In 
vielen Fällen wehrten sich die Massen 
gegen die Angriffe, setzten all ihre Kraft 
ein um Kürzungen, Kündigungen, neue 
Gesetze etc. zurück zu schlagen. Nicht 
nur in ganz Europa, sondern interna¬ 
tional gab es in den vergangenen Jahren 
zahlreiche kämpferische Volksbewegun¬ 
gen um sich gegen die Angriffe der Im¬ 
perialisten zu wehren. Wir erinnern uns 
an den Arabischen Frühling, den 
größten Streik der Menschheits¬ 
geschichte in Indien, die Jugendrevolten 
in den imperialistischen Zentren, die 
militante Streikbewegung in Bosnien 
Herzegowina, usw. 

In Österreich ist hier vor allem der anti¬ 


faschistische Kampf zu nennen, der 
sich, unter rassistischen und 
faschistischen Vorstößen der 
Herrschenden zunehmend kämpferisch 
entwickelt. In verschiedenen Bereichen 
gab es Versuche und Vorstöße der 
Arbeiterinnen und Teilen der Bevölker¬ 
ung sich zu wehren! 

Entgegen der verbreiteten und teilweise 
tief verankerten Passivität findet „wehrt 
euch" in den heutigen Klassenkämpfen 
bereits einen breiten und massenhaften 
Ausdruck. Es ist ein spontaner Ausdruck 
innerhalb der Massen auf die Angriffe 
der Herrschenden, ist ein Abwehrkampf 
und entspricht der Notwendigkeit der 
Unterdrückten im Klassenkampf. 

Revolutionäre Losungen müssen dem 
Klassenkampf nützen, sie müssen sich 
darin ausdrücken, dass Vereinigungen, 
Organisationen geschaffen werden, 
dass planmäßig und systematisch eine 
Grundlage für die nächsten Schritte 
geschaffen werden. 

„Wehrt euch und kämpft" bringt nicht 
nur die Notwendigkeit der Bewegung 
zum Ausdruck sich gegen das Alte zu 
wehren, sondern bringt das nächste 
Ziel, für das Neue zu kämpfen zum Aus¬ 
druck! 

Die Kämpfe in Österreich müssen inner¬ 
halb der strategischen Defensive en¬ 
twickelt werden - denn die Revolution 
ist hier noch nicht am offensiven Vor¬ 


marsch (wie beispielsweise in Indien, 
wo durch die Kommunistische Partei In¬ 
diens (maoistisch) der Volkskrieg ge¬ 
führt wird). Die Losung „Wehrt euch 
und kämpft" widerspiegelt das sehr gut. 

„Wehrt euch" alleine reicht nicht aus, 
denn es bedeutet zunächst nur gegen 
das Alte zu sein, oder etwas 
abzuwehren. Um etwas Neues zu schaf¬ 
fen, um nicht wieder zum Alten zurück¬ 
zukehren, muss gekämpft werden! 
Daher ist die Losung „Wehrt euch!" al¬ 
leine nicht revolutionär, sie beinhaltet 
nichts Neues. Es geht darum, aus dem 
unplanmäßigen, unorganisiertem und 
spontanen Kampf heraus zu kommen, 
um den Stand der Bewegung weiter zu 
entwickeln zu „kämpft". Alles entwickelt 
sich vom Kleinen zum Großen, das 
beinhaltet auch diese Losung, da sie 
den nächsten Schritt einleitet um aus 
der Defensive herauszukommen. Das 
ist die gesellschaftliche Grundlage, war¬ 
um die Reihenfolge „Wehrt euch und 
kämpft!" lautet und nicht umgekehrt! 

Die Losung „Wehrt euch und kämpft!" 
drückt sich in der heutigen revolu¬ 
tionären Bewegung aus, denn die 
Massen wehren sich in vielen Bereichen 
oder rebellieren, es gibt eine Basis für 
entwickelte Kämpfe die über das 
Wehren hinausgehen! 


„Wehrt's eich, und lernt's auf eicha eigene Oart zu kämpf h!" 

"Kämpfen, unterliegen, nochmals kämpfen, wieder unterliegen, erneut kämpfen und so weiter bis zum 
Sieg - das ist die Logik des Volkes, und auch das Volk wird niemals gegen diese Logik verstoßen. Das ist ein 
anderes Gesetz des Marxismus. Die Revolution des russischen Volkes verlief nach diesem Gesetz, und so 
entwickelt sich auch die Revolution des chinesischen Volkes." (Mao Zedong) 








REVOLUTION 
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Lenins "Gruß an die ungarischen Arbeiter" 

Im Lauf der Kampagne "100 Jahre Große Sozialistische 
Oktoberevolution" wurde unter anderem in Linz eine 
Schulung über den Text "Gruß an die ungarischen Arbeit¬ 
er" von Lenin abgehalten. 

Die Schulung zeigte unter anderem den international¬ 
istischen Charakter der Großen Sozialistischen Ok¬ 
toberevolution. Nachdem 1917 der Sozialismus zum 
ersten Mal errichtet wurde, begann eine Welle der 
Gründungen von Kommunistischen Parteien als direktes 
Produkt der Oktoberrevolution, wie in Österreich 1918. 
Und die dadurch entstandene Rätebewegung sorgte 1919 
für die Errichtung der Räterepubliken in Ungarn und Bay¬ 
ern. So wie alle Räterepubliken (sozialistische Staaten) 
wurde auch Ungarn von außen hart bekämpft. Leo Rot¬ 
ziegel, ein Mitgründer der KPÖ, führte deswegen einige 
hundert Österreicherinnen an, die nach Ungarn gingen 
um die Räterepublik zu verteidigen. 

Bei dieser Schulung wurde eine wichtige Diskussion ent¬ 
facht über die Frage der Gewalt. Gewalt drückt immer 
die Interessen einer Klasse aus. Also hilft sie entweder 
den Bestrebungen der Bürgerlichen, also der besitzenden 
Klasse, oder denen der Werktätigen, der Arbeiterklasse. 
Sie kann nicht beiden Klassen dienen, weil ihre Interessen 
einander entgegengesetzt sind. 

Ein weiterer Diskussionspunkt war die Frage der Partei. 
Um im Interesse der Arbeiterklasse und aller anderen 
unterdrückten Teile der Massen zu handeln, also durch 
die Revolutionen zum Sozialismus und später Kommun¬ 
ismus zu kommen, braucht es eine Organisation der fort¬ 
geschrittensten Teile der Arbeiterklasse, die 
Kommunistische Partei. Die Arbeiterklasse, als komplett 
besitzlose Klasse hat nichts zu verlieren außer ihre Ketten. 

Während der Schulung gab es gute und lebendige Diskus¬ 
sionen. In den drei Hauptfragen über Demokratie, Ge¬ 
walt und die Partei wurde unter den Teilnehmerinnen 
Klarheit geschaffen und eine gemeinsame Einheit wurde 
erreicht, auf deren Basis der gemeinsame antifaschistische 
und revolutionäre Kampf weitergeführt werden kann. 

Alles ist Blendwerk, außer der Macht! 



INDIEN 



Der 26. und 27. Jänner stehen 
heuer ganz im Zeichen der inter¬ 
nationalen Solidarität. Es wurde 
zu den internationalen Aktion¬ 
stage für die Freilassung von G.N. 
Saibaba sowie aller politischen 
Gefangenen in Indien ausgerufen. 
Weltweit sowie auch in Österreich 
wird es zu Solidaritätsaktionen 
kommen. Indien ist unter den 
Staaten mit den meisten polit¬ 
ischen Gefangenen; durch die In¬ 
haftierung von wichtigen Führern 
der Revolution versuchen sie der 
fortschreitenden Revolution 
Schläge zu versetzen. 

G.N. Saibaba unterrichtete als 
Professor an der Universität in 
Delhi, seit seiner Kindheit leidet 
er an einer schweren Krankheit. 
Dies hinderte ihn jedoch nicht 
sich dem Kampf anzuschließen 


und er entwickelte sich zu einem 
großen Führer der Revolution. 
Seit März ist der Vorsitzende der 
Revolutionären Demokratischen 
Front (RDF) Indien inhaftiert, seit 
dem verschlechterte sich sein Ge¬ 
sundheitszustand durch Isolation¬ 
shaft sowie durch die 
Verweigerung medizinischer Be¬ 
handlung. Der hindu-faschistische 
indische Staat treibt mit dieser 
Folter die schleichende Erm¬ 
ordung G.N. Saibabas voran. 

Mit faschistischen Terror, mit 
willkürlichen Festnahmen, Verur¬ 
teilungen und Folter in den Ge¬ 
fängnissen soll die Bevölkerung 
eingeschüchtert werden, sich der 
Revolution unter der Führung der 
Kommunistischen Partei Indien 
(maoistisch) anzuschließen. Doch 
zeigt sich, wie brutal sie auch 
vorgehen, es steigert den Hass 
der Massen auf ihre Ausbeuter 
und Unterdrücker und die Re¬ 
volution schreitet voran. 

Beteiligt euch bei Aktionen, zei¬ 
gen wir ihnen, dass die Völker der 
ganze Welt hinter ihnen stehen! 


PHILIPPIEN 


Durch den Oberbefehlshaber der 
faschistischen, philippinischen 
Armee Rey Guerrero wurde An¬ 
fang Jänner verlautet, dass das 
Ziel innerhalb der nächsten sechs 
Monaten ist, die Hälfte der revolu¬ 
tionären Streitkräfte der New 
People's Army (NPA) zu elemin- 
ieren. 

Nicht das erste Mal wird von 
Seiten der reaktionären Kräfte 
versucht mit solchen Erklärungen, 
oder Zielen die so fernab der 
Realität stehen, Verwirrung unter 
dem Volk zu schüren. 

Rey Guerrero's Lügen verbreitet 
er nur einige Tage nach der let¬ 
zten erfolgreich ausgeführten Ak¬ 


tion der NPA, bei der sie ein 
Bergwerk eines ausländischen 
Großkonzernes niederbrannte. 
Die Wachen, sowie Soldaten 
wurden in die Flucht geschlagen 
und so wurden mehrere Waffen 
erbeutete. 

Dies war jedoch nicht die einzige 
Aktion der NPA in der letzten Zeit, 
so war der Dezember ein Monat 
mit besonders vielen und erfol¬ 
greichen Aktivitäten. So kann man 
den bürgerlichen Zeitungen ent¬ 
nehmen, dass im Dezember die 
reaktionären Kräfte mindestens 
26 ihrer Soldaten im Kampf mit 
den Revolutionären verloren. 









Wehrt euch gegen 
die aktuellen 
Angriffe! 


Kämpft gegen 
das Kapital! 










